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Bundesgesetz, mit dem zur Beseitigung behindertendiskriminierender Bestimmungen das Rechtspflegergesetz, das Richterdienstgesetz, das Staatsanwaltschaftsgesetz, das Sachverständigen- und Dolmetschergesetz und das Schulorganisationsgesetz geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Änderung des Rechtspflegergesetzes

Das Bundesgesetz vom 12. Dezember 1985 betreffend die Besorgung gerichtlicher Geschäfte durch Rechtspfleger (Rechtspflegergesetz – RpflG) -, BGBl. Nr. 560/1985, zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 98/2001, wird wie folgt geändert:

1. § 24 Abs. 2 lautet:
“(2) Der Antrag ist abzulehnen, wenn voraussichtlich kein Bedarf auf dem angestrebten Arbeitsgebiet gegeben ist oder wenn die Zulassung aus dienstlichen Gründen nicht möglich ist.“

2. Dem § 25 wird folgender Abs. 3 angefügt:
“(3) Bei behinderten Rechtspflegeranwärtern ist hinsichtlich der Anforderungen nach Abs. 1, insbesondere jedoch hinsichtlich der Form und Dauer der Prüfung (§§ 38, 39), auf die Art und das Ausmaß der Behinderung besonders Bedacht zu nehmen.“

3. Nach § 29 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefügt:
“(2a) Bei der Auswahl des Ortes für die Lehrgänge ist darauf zu achten, dass dieser für körperbehinderte Personen gefahrlos und tunlichst ohne fremde Hilfe zugänglich ist. Die Lernmaterialien sind hochgradig sehbehinderten und blinden Teilnehmern nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten in einer für sie wahrnehmbaren Form zur Verfügung zu stellen.“

4. Dem § 45 wird folgender Abs. 4 angefügt:
“(4) Die §§ 24 Abs. 2, 25 Abs. 3 und 29 Abs. 2a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2003 treten mit dem auf die Kundmachung dieses Bundesgesetzes folgenden Tag in Kraft.“

Artikel II

Änderung des Richterdienstgesetzes

Das Bundesgesetz vom 14. Dezember 1961 über das Dienstverhältnis der Richter und Richteramtsanwärter (Richterdienstgesetz – RDG), BGBl. Nr. 305/1961, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 7/2003, wird wie folgt geändert:

1. Art. IV wird folgender Abs. 4 angefügt:
“(4) Im Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes ist – unbeschadet von Sonderregelungen zur Gleichbehandlung in diesem Bundesgesetz - das Bundes-Gleichbehandlungsgesetz, BGBl. Nr. 100/1993, für behinderte Menschen, insbesondere auch bei der Erstattung von Besetzungsvorschlägen mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, als die Gleichbehandlungsbeauftragten (§ 26 des Bundes-Gleichbehandlungsgesetzes) in den Angelegenheiten dieses Bundesgesetzes zur Vertretung der Interessen behinderter Personen befugt sind.“

2. In § 2 Abs. 1 Z 4 entfällt die Wendung „sowie die körperliche Eignung“.

3. § 30 Abs. 3 lautet:
“(3) Die Ausschreibung ist im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ zu veröffentlichen. Sie hat daneben aber auch auf eine für behinderte Menschen geeignete und technisch mögliche Weise zu erfolgen.“

4. § 32a Abs. 2 erhält die Absatzbezeichnung „(3)“; § 32a Abs. 2 lautet:
“(2) Bei der Auswahl des Ortes für eine Aussprache ist darauf zu achten, dass dieser für körperbehinderte Personen gefahrlos und tunlichst ohne fremde Hilfe zugänglich ist.“

5. In § 32b Abs. 1 wird nach der Wendung „Personen verschiedenen Geschlechts“ die Wendung „oder eine behinderte Person“ eingefügt.

6. Dem § 173 wird folgender Abs. 33 angefügt:
“(33) Artikel IV Abs. 4 und §§ 2 Abs. 1 Z 4, 30 Abs. 3, 32a Abs. 2 sowie 32b Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl I Nr. XXX/2003 treten mit dem auf die Kundmachung dieses Bundesgesetzes folgenden Tag in Kraft.

Artikel III

Änderung des Sachverständigen- und Dolmetschgesetzes

Das Bundesgesetz über die allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen und Dolmetscher (SDG), BGBl. Nr. 137/1975, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 133/2001, wird wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 2 Z 1 lit. D entfällt.

2. In § 4 Abs. 2 zweiter Satz entfällt der Ausdruck „d,“.

3. Nach § 4a Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt:
“(1a) Bei behinderten Bewerbern oder Verlängerungswerbern (§ 6) ist vom Vorsitzenden ein Gleichbehandlungsbeauftragter nach dem Bundes-Gleichbehandlungsgesetz, BGBl. Nr. 100/1993, beizuziehen; diesfalls sind Artikel IV Abs. 4, § 32a Abs. 2 und § 32b des Richterdienstgesetzes, BGBl. Nr. 305/1961, sinngemäß anzuwenden.“

4. Dem § 15 wird folgender Abs. 3 angefügt:
“(3) Die §§ 2 Abs. 2 Z 1, 4 Abs. 2 und 4a Abs. 1a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2003 treten mit dem auf die Kundmachung dieses Bundesgesetzes folgenden Tag in Kraft.“

Artikel IV

Änderung des Staatsanwaltschaftsgesetzes

Das Bundesgesetz vom 5. März 1986 über die staatsanwaltschaftlichen Behörden (Staatsanwaltschaftsgesetz – StAG), BGBl. Nr. 164/1986, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 130/2001, wird wie folgt geändert:

1. § 17 Abs. 3 lautet:
“(3) Die Ausschreibung hat im Amtsblatt zur Wiener Zeitung zu erfolgen. Sie hat daneben aber auch auf eine für behinderte Menschen geeignete und technisch mögliche Weise zu erfolgen.“

2. Nach § 19 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt:
“(1a) Bei der Auswahl des Ortes für eine Aussprache ist darauf zu achten, dass dieser für körperbehinderte Personen gefahrlos und tunlichst ohne fremde Hilfe zugänglich ist.“

3. Dem § 19 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt:
“(3) ... Dabei ist auf § 40 Abs. 2 bedacht zu nehmen.“

4. § 40 lautet:
“§ 40. (1) Die in diesem Bundesgesetz verwendeten personenbezogenen Ausdrücke umfassen Frauen und Männer gleichermaßen.
(2) Im Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes ist – unbeschadet von Sonderregelungen zur Gleichbehandlung in diesem Bundesgesetz - das Bundes-Gleichbehandlungsgesetz, BGBl. Nr. 100/1993, für behinderte Menschen, insbesondere auch bei der Erstattung von Besetzungsvorschlägen mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, als die Gleichbehandlungsbeauftragten (§ 26 des Bundes-Gleichbehandlungsgesetzes) in Angelegenheiten dieses Bundesgesetzes zur Vertretung der Interessen behinderter Personen befugt sind. § 32b des Richterdienstgesetzes (RDG) gilt in Verfahren nach diesem Bundesgesetz sinngemäß.“

5. Dem § 42 wird folgender Abs. 5 angefügt:
“(5) Die §§ 17 Abs. 3, 19 Abs. 1a und 3 sowie 40 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2003 treten mit dem auf die Kundmachung dieses Bundesgesetzes folgenden Tag in Kraft.“

Artikel V

Änderung des Schulorganisationsgesetzes

Das Bundesgesetz vom 25. Juli 1962 über die Schulorganisation (Schulorganisationsgesetz), BGBl. Nr. 242/1962, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 77/2001, wird wie folgt geändert:

1. Nach § 2 wird folgender § 2a samt Überschrift eingefügt:
“Chancengleichheit für behinderte Schüler
§ 2a. (1) In den Schulen gemäß § 3 Abs. 2 ist § 59 Abs. 1 Z 12 des Bundesgesetzes über die Organisation der Universitäten (Universitätsgesetz 2002), BGBl. I Nr. 120/2002, sinngemäß anzuwenden.
(2) Behinderten Schülern sind die Unterrichtsmaterialien nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten in einer für sie wahrnehmbaren Form zur Verfügung zu stellen.“

2. § 121 lautet:
“§ 121. Aufnahmsvoraussetzung
Voraussetzung für die Aufnahme in eine Pädagogische Akademie ist die erfolgreiche Ablegung der Reifeprüfung einer höheren Schule.“

3. Dem § 131 wird folgender Abs. 17 angefügt:
“(17) Die §§ 2a und 121 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2003 treten mit dem auf die Kundmachung dieses Bundesgesetzes folgenden Tag in Kraft.“

Erläuterungen

Allgemeiner Teil

Das Erfordernis der „körperlichen Eignung“ für die Zulassung zur Ausbildung zum Rechtspfleger, die Übernahme in den richterlichen Ausbildungsdienst, die Ernennung zum Richter oder Staatsanwalt, die Zulassung als allgemein beeideter oder gerichtlich zertifizierter Sachverständiger oder Dolmetscher sowie die Aufnahme in eine pädagogische Akademie stellte immer wieder eine diskriminierende Zugangsbarriere zu den Justiz- und pädagogischen Berufen dar.

In Entsprechung des Verbotes der Benachteiligung behinderter Menschen und des Staatszieles, die Gleichbehandlung von behinderten und nichtbehinderten Menschen in allen Bereichen des täglichen Lebens zu gewährleisten, sollen mit der gegenständlichen Novelle zum Rechtspfleger-, Richterdienst-, Staatsanwaltschafts-, Sachverständigen- und Dolmetschergesetz sowie zum Schulorganisationsgesetz behindertenbenachteiligende Berufszugangsbeschränkungen beseitigt werden. 

Damit wird auch der Richtlinie des Rates der Europäischen Union 2000/78/EG vom 27. November 2000 betreffend die Festlegung eines allgemeinen Rahmens zur Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf, die den Zweck verfolgt, auch Diskriminierungen wegen einer Behinderung in Beschäftigung und Beruf im Hinblick auf die Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung in den EU-Mitgliedstaaten zu bekämpfen, Rechnung getragen.

Die Richtlinie gilt insbesondere für den öffentlichen Dienst und bezieht sich auf die Bedingungen, einschließlich die Auswahlkriterien, die Einstellungsbedingungen für den Zugang zu selbständiger und unselbständiger Erwerbstätigkeit - unabhängig von Tätigkeitsfeld und beruflicher Position - und umfasst auch den beruflichen Aufstieg.  

Kompetenzgrundlagen:

Der Gesetzesentwurf stützt sich hinsichtlich Art. I auf Art. 10 Abs. 1 Z 6, hinsichtlich Art. II, III und IV auf Art. 10 Abs. 1 Z 16 und hinsichtlich Art. V auf Art. 14 und 14a des Bundes-Verfassungsgesetzes 1920 in der Fassung 1929 (B-VG).

Finanzielle Auswirkungen:

Hinsichtlich der Eröffnung des Zuganges zu den Justizberufen und -ausbildungen sowie des Zuganges zu den pädagogischen Akademien für behinderte Menschen sind keine Mehrkosten zu erwarten. 

Auch die Verpflichtung, hochgradig sehbehinderten und blinden Rechtspflegeranwärtern oder Schülern die Lern-/Unterrichtsmaterialien in einer für sie wahrnehmbaren Form zur Verfügung zu stellen, bringt keine Mehrkosten, da dies in der Regel in elektronischer Form (z. B. auf Diskette oder als Textdokument per E-mail) erfolgen wird und diese Materialien auch jetzt schon elektronisch Verfügbar sind.

Hinsichtlich der Ausweitung der Vertretungsbefugnis der Gleichbehandlungsbeauftragten auch für behinderte Personen im Bereich des Sachverständigen- und Dolmetscher-, Richterdienst- und Staatsanwaltschaftsgesetzes ist in Anbetracht der zu erwartenden geringen Zahl behinderter Anwärter für diese Berufssparten ein vernachlässigbarer marginaler Mehraufwand zu erwarten.

Durch den Entfall der Pflicht zur Erhebung der „körperlichen Eignung“  ist eine geringfügige Senkung des Verwaltungsaufwandes zu erwarten.

Insgesamt ist davon auszugehen, dass es sich hiebei um eine kostenneutrale legistische Maßnahme handelt.

Besonderer Teil

Zu Art. I Z 1, 2 und 3 (§§ 24 Abs. 2, 25 Abs. 3 und 29 Abs. 2a)

Durch den Entfall des Erfordernisses der körperlichen und geistigen Eignung in § 24 Abs. 2 soll auch behinderten Menschen der chancengleiche Zugang zur Rechtspflegerausbildung eröffnet werden; um dem behinderten Rechtspflegeranwärter auch die seinen Bedürfnissen entsprechenden Rahmenbedingungen für die Absolvierung der Lehrgänge und der erforderlichen Praktika und Prüfung zu gewährleisten, wurden diesbezügliche Bestimmungen in den §§ 25 Abs. 3 und 29 Abs. 2a vorgesehen.

Mit dieser Maßnahme soll auch den Zielsetzungen der Richtlinie des Rates der Europäischen Union 2000/78/EG (Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf) Rechnung getragen werden.

Zu Art. II Z 1 und 5 (Artikel IV, § 32b Abs. 1) sowie 

zu Art. III Z 3 (§ 4a Abs. 1a) und

zu Art. IV Z 3 und 4 (§§ 19 Abs. 3 letzter Satz und § 40):

Durch diese Maßnahmen werden die Gleichbehandlungsbeauftragten nach dem Bundes-Gleichbehandlungsgesetz, BGBl. Nr. 100/1993, auch zur Vertretung von behinderten Personen in Sachen Gleichbehandlung aufgrund der Behinderung gegenüber nichtbehinderten Personen in Angelegenheiten des Richterdienst-,  Staatsanwaltschafts- sowie des Sachverständigen- und Dolmetschergesetzes befugt.

Die Gleichbehandlungsbeauftragten werden durch die Verweisung von § 40 Abs. 2 letzter Satz Staatsanwaltschaftsgesetz auch mit denselben Rechten ausgestattet wie im Bereich des Richterdienstgesetzes.

Dieselben Befugnisse werden auch im Wege der Verweisungsnorm des § 4a Abs. 1a Sachverständigen- und Dolmetschergesetz für den Bereich dieses Bundesgesetzes eingeräumt.

Die Übertragung dieser Befugnisse auf die Gleichbehandlungsbeauftragten erscheint zweckmäßig, da es sich sowohl bei Frauen wie bei behinderten Personen um benachteiligte Gruppen handelt und die Gleichbehandlungsbeauftragten bereits über eine umfangreiche Erfahrung in Sachen Gleichbehandlung verfügen. Selbstverständlich haben die Gleichbehandlungsbeauftragten bei der Vertretung der Interessen behinderter Personen auf die Hintanhaltung und den Ausgleich von Benachteiligungen aufgrund einer Behinderung zu achten; als Anknüpfungspunkt dient hiezu Art. 7 Abs. 1 dritter Satz B-VG in der Fassung der Novelle BGBl. I Nr. 87/1997 – „Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden.“ – sowie die Grundsätze der Richtlinie des Rates der Europäischen Union 2000/78/EG (Gleichbehandlungsrichtlinie).

Zu Art. II Z 2 (§ 2 Abs. 1 Z 4):

Durch den Entfall des Erfordernisses der „körperlichen Eignung“ als Zugangsvoraussetzung zum richterlichen Ausbildungsdienst und zum Richteramt soll eine mögliche Benachteiligung behinderter Menschen im Zugang zu juristischen Berufen beseitigt werden. Dies gilt durch die Verweisung des § 12 des Staatsanwaltschaftsgesetzes auf § 26 des Richterdienstgesetzes sohin nicht nur für den Beruf des Richters, sondern auch für  jenen des Staatsanwaltes.

Mit dieser Maßnahme soll auch der Richtlinie des Rates der Europäischen Union 2000/78/EG (Gleichbehandlungsrichtlinie) Rechnung getragen werden.

Zu Art. II Z 3 (§ 30 Abs. 3) und Art. II Z 1 (§ 17 Abs. 3):

Wesentlich für den chancengleichen Zugang zu den juristischen Berufen des Richters und Staatsanwaltes ist der Zugang behinderter Personen zur Information ausgeschriebener Planstellen. Da für die Mehrzahl der behinderten Personen die Nutzung elektronischer Medien, wie z. B. des Internets, die geeignetste Zugangsmöglichkeit zu derartigen Informationen ist, soll mit diesen Maßnahmen eine rechtliche Grundlage für eine verpflichtende Kundmachung der Ausschreibungen in einer für behinderte Menschen geeigneten und technisch möglichen Weise geschaffen werden.

Auch mit diesen Maßnahmen wird den Zielsetzungen der Richtlinie des Rates der Europäischen Union 2000/78/EG (Gleichbehandlungsrichtlinie) entsprochen.

Zu Art. II Z 4 (§ 32a Abs. 2) und Art. II Z 2 (§ 19 Abs. 1a):

Durch diese Maßnahmen soll gewährleistet werden, dass behinderte Personen bei Aussprachen mit dem Personalsenat bzw. Der Personalkommission im Zuge von Bewerbungsverfahren um ausgeschriebene Richter- oder Staatsanwaltsplanstellen auch an Orten, die sie barrierefrei und ohne fremde Hilfe erreichen, teilnehmen können.

Zu Art. IV Z 1 (§ 2a):

Damit, dass § 59 Abs. 1 Z 12 des Universitätsgesetzes 2002 auch in den Schulen nach dem Schulorganisationsgesetz für anwendbar erklärt wird, soll insbesondere hinsichtlich des Prüfungsmodus und der verfügbaren Zeit zur Ablegung einer Prüfung die Chancengleichheit für behinderte Schüler gewährleistet werden.

Für hochgradig sehbehinderte und blinde Menschen ist es insbesondere von Bedeutung, dass Unterrichtsmaterialien – etwa Skripten – in einer für ssie wahrnehmbaren Form zur Verfügung gestellt werden; dies wird insbesondere in elektronischer Form (auf Diskette oder als Textdokument per E-mail) erfolgen können. 

Durch diese Maßnahme soll eine gesetzliche Grundlage dafür geschaffen werden, auf die Bedürfnisse behinderter Schüler spezifisch Bedacht zu nehmen.

Da als Schulen im Sinne des § 3 Abs. 2 des Schulorganisationsgesetzes insbesondere auch die Anstalten für Lehrer- und Erzieherbildung sowie die Akademien für Sozialarbeit und das Pädagogische Institut gelten, wird damit auch für die Absolvierung dieser Schulen, die Studien an einer Universität gleichzusetzen ist, die gleichbehandlungsrechtliche Situation vereinheitlicht.

Zu Art. IV Z 2 (§ 121):

Mit dem Entfall des Erfordernisses, für den Besuch einer pädagogischen Akademie eine „körperliche Eignung“ nachweisen zu müssen, soll eine mögliche Zugangsbeschränkung zu den pädagogischen Berufen wegen einer Behinderung beseitigt werden.

Mit dieser Maßnahme wird auch der Richtlinie des Rates der Europäischen Union 2000/78/EG (Gleichbehandlungsrichtlinie) entsprochen.

Entwurf: 5. Juni 2003


